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Liebe Leserinnen und Leser des Ortsclubbriefes,
liebe Ortsclubmitglieder,

anders als beim letzten Jahreswechsel stehen einige wichtige – geplante oder auch schon ver-
abschiedete – Änderungen im Verkehrsrecht an. Die wichtigsten möchten wir Ihnen nachfol-
gend vorstellen.

Dann aber noch ein ganz anderes, ebenfalls wichtiges Thema: der Gebrauchtwagenkauf. Was 
ist bei Mängeln am Fahrzeug, was gilt es dabei besonders zu beachten? 

I. Geplante Änderungen in Verkehrsrecht

1. Fahrradfreundliche StVO

Der Bundesrat wird am 14. Februar über geplante Änderungen im Straßenverkehrsrecht ab-
stimmen. Derzeit sieht der Entwurf der Bundesregierung folgende Änderungen vor, die aber 
noch durch den Bundesrat abgewandelt, ergänzt oder gestrichen werden können.

a) Höhere Bußgelder und Punkte für schwere Parkverstöße
Die Bußgelder für das Parken und Halten in zweiter Reihe, auf Geh- und Radwegen sowie auf 
Schutzstreifen soll drastisch erhöht werden. Der Entwurf eines neuen Bußgeldkatalogs sieht 
vor, dass bis zu € 100,00 oder in gravierenden Fällen auch Punkte in Flensburg für solche Verge-
hen fällig werden. Bislang waren es höchstens € 55,00. Auch das dreiminütige Halten auf 
Schutzstreifen soll dann nicht mehr erlaubt sein.

b) Rettungsgasse
Wer keine Rettungsgasse bildet, zahlt aktuell € 200,00 Bußgeld und kassiert zwei Punkte in 
Flensburg. Künftig soll es auch noch einen Monat Fahrverbot geben. Deutlich härter sollen vor 
allem Fahrer bestraft werden, die durch die gebildete Rettungsgasse fahren: mindestens 
€ 240,00, zwei Punkte und ein Monat Fahrverbot.

c) Grünpfeil-Schild nur für Radfahrer
Auch das ist neu in der Straßenverkehrsordnung geplant: Die bestehende Grünpfeilregelung 
wird erweitert. Künftig gilt das Blechschild an Ampeln auch für Fahrradfahrer, wenn sie von ei-
nem Radfahrstreifen oder Radweg aus rechts abbiegen wollen. Zusätzlich wird es ein eigenes 
Grünpfeilschild nur für Radler geben.
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d) Einrichtung von Fahrradzonen möglich
Analog zu Tempo-30-Zonen können die Kommunen künftig Fahrradzonen einrichten. Hier sind 
nur Radfahrer erlaubt, außer ein Zusatzschild gibt die Zone auch für andere Verkehrsteilnehmer 
frei. Die Höchstgeschwindigkeit beträgt 30 km/h.

e) Seitenabstand beim Überholen von Radfahrern
Kraftfahrzeuge müssen beim Überholen auf der Fahrbahn künftig einen gesetzlich normierten
Mindestabstand zu Radfahrern, Fußgängern und E-Scootern halten: Außerorts sind das mindes-
tens zwei Meter, innerorts 1,5 Meter. Bisher schreibt die StVO lediglich einen "ausreichenden 
Seitenabstand" vor. 

f) Neues Schild: Überholverbot von Zweirädern
Außerdem gibt es künftig ein neues Verkehrszeichen "Überholverbot von Zweirädern", das zum 
Beispiel an engen Stellen aufgestellt werden soll.

g) Schrittgeschwindigkeit für Lkw beim Abbiegen
Zur Vermeidung von schweren Unfällen: Kraftfahrzeuge über 3,5 Tonnen, die innerorts rechts 
abbiegen, dürfen künftig nur noch Schrittgeschwindigkeit (7 bis 11 km/h) fahren. Verstöße kos-
ten € 70,00 Bußgeld und es gibt einen Punkt in Flensburg.

h) Parkverbote vor Kreuzungen: Mehr Abstand
Mehr Übersicht: Wenn ein Radweg entlang der Straße verläuft, muss beim Parken ein größerer 
Abstand vor Kreuzungen oder Einmündungen eingehalten werden. Die neue Regel gilt, wenn 
der Radweg durch ein Verkehrszeichen oder Bodenmarkierung gekennzeichnet ist.

i) Blitzer-Apps auf Smartphone verboten
Was bisher eine juristische Grauzone war, wird in der neuen Straßenverkehrsordnung eindeutig 
geregelt: Blitzer-Apps auf Smartphones und Navigationsgeräten, die auf Blitzer aufmerksam 
machen, sind genauso verboten wie Radarwarner. Die Geldbuße dafür beträgt € 75,00. Außer-
dem gibt es einen Punkt in Flensburg.

2. Änderungen beim Führerschein mit Automatik-Autos

Um Automatikautos und die Nutzung von Elektroautos in Fahrschulen zu fördern, plant Bundes-
verkehrsminister Andreas Scheuer eine Änderung der Führerscheinprüfung. Demnach soll künf-
tig ein zusätzliches Fahrtraining mit einem Fahrzeug mit manueller Schaltung ausreichen, um 
nach Bestehen des Automatik-Führerscheins auch einen Schaltwagen fahren zu dürfen. Die bis-
lang notwendige zweite amtliche Prüfung entfiele. Für die neue Regelung müsste jedoch eine 
EU-Richtlinie geändert werden. Möglich wäre aber auch, dass Deutschland eine Änderung ein-
führt, die dann von der EU "toleriert" wird.
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3. Motorräder der Klasse A1 mit Autoführerschein mit Zusatz B 196 fahren

Seit dem 31.12.2019 besteht eine vereinfachte und kostengünstige Möglichkeit für erfahrene 
Autofahrer, Krafträder der Klasse A1 im Inland zu fahren. Dafür ist nur eine Fahrausbildung in 
der Fahrschule notwendig. Es bedarf keiner vollständigen Ausbildung mit theoretischer und 
praktischer Prüfung.
Voraussetzung für die Erweiterung der Klasse B mit der Schlüsselziffer 196:

• Fahrerschulung mit mindestens vier theoretischen und mindestens fünf praktischen Un-
terrichtseinheiten zu jeweils 90 Minuten, 

• Vorbesitz der Pkw-Klasse B für mindestens 5 Jahre 

• Mindestalter 25 Jahre

4. Mindestalter für Rollerführerschein (Moped) gesenkt

Der Bundesrat hat beschlossen, den Bundesländern die Möglichkeit zu geben, das Mindestalter 
zum Moped fahren dauerhaft zu senken. Künftig dürfen Jugendliche bereits mit 15 Jahren den 
Rollerführerschein machen. Allerdings darf jedes Bundesland selbst entscheiden, ob es die Neu-
regelung auch tatsächlich umsetzt.

II. Wesentliche rechtliche Punkte zur Gewährleistung und Anfechtung wegen Arglist 
beim Gebrauchtwagenkauf

1. Sachmängelhaftung (ehemals Gewährleistung) beim Gebrauchtwagenkauf

Grundsätzlich richten sich die Rechte des Käufers bei Sachmängeln am Fahrzeug nach dem sog.
Sachmängelhaftungsrecht. Das Gesetz gibt dem Käufer eine Reihe von möglichen Ansprüchen
gegen den Verkäufer. Die gesetzliche Verjährungsfrist, innerhalb derer die Rechte ausgeübt
werden müssen, beträgt beim Autokauf grundsätzlich zwei Jahre ab der Übergabe des Fahr-
zeugs an den Käufer.

Die Sachmängelhaftungsrechte können jedoch zum Teil vom Verkäufer ausgeschlossen bzw. in
zeitlicher Hinsicht verkürzt werden. Inwiefern dies jedoch möglich ist, hängt davon ab, zwischen
wem der Kaufvertrag geschlossen wird:

Kauft ein Verbraucher ein Fahrzeug bei einem Händler, einem Unternehmer, so handelt es sich
um einen sog. Verbrauchsgüterkauf. Danach ist ein vollkommener Ausschluss von Sachmängel-
haftungsrechten durch den Verkäufer unzulässig. Der Händler hat lediglich die Möglichkeit und
nutzt diese in der Praxis auch, die Sachmängelhaftung auf ein Jahr zu reduzieren.

Wenn jedoch der Verkäufer selbst Verbraucher (sog. Kauf von Privat) ist, kann er aber die Sach-
mängelhaftung komplett ausschließen. Er braucht dies nicht ausdrücklich zu tun, allgemeine
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Formulierungen wie „Gekauft wie gesehen“ oder „keine Garantie“ reichen dabei regelmäßig
aus, um dem Käufer zu signalisieren, dass das Sachmängelhaftungsrecht ausgeschlossen wer-
den soll.

2. Sachmangel

Ein Sachmangel liegt beim Gebrauchtwagenkauf dann vor, wenn der Wagen bei Gefahrüber-
gang nicht die vereinbarte Beschaffenheit hat.

Der Begriff „Gefahrübergang“ beschreibt den Zeitpunkt, ab dem das Risiko einer Beeinträchti-
gung des Fahrzeuges vom Verkäufer auf den Käufer übergeht. In der Praxis kann regelmäßig da-
von ausgegangen werden, dass der Gefahrübergang bei Übergabe des Wagens an den Käufer
stattfindet.

„Beschaffenheit“ sind alle Eigenschaften, die den tatsächlichen Zustand der Kaufsache (hier des
Fahrzeugs) beschreiben. Typische Beschaffenheiten, die im Rahmen eines Gebrauchtwagenkau-
fes in den Kaufvertrag aufgenommen werden, sind u.a. Alter, Laufleistung, Anzahl der Vorbesit-
zer, Ausstattung und Fahrleistung sowie Unfallfreiheit.

Bei Sachmängeln unterscheidet man weiterhin in offensichtliche und verdeckte Sachmängel.

Ein offensichtlicher Sachmangel liegt demnach bei von außen einsehbaren Beeinträchtigungen
des Fahrzeuges vor, klassischerweise z.B. der zerkratzte oder verbeulte Lack. Diese Mängel sind
dem Käufer bekannt, weshalb Gewährleistungsrechte bei diesen von vornherein ausgeschlos-
sen sind.

Verdeckte Sachmängel hingegen sind Beeinträchtigungen, die sich nicht durch oberflächliche
Begutachtung des Fahrzeuges finden lassen, so z.B. defekte Dichtungen oder zu hoher Öl- oder
Benzinverbrauch.

Da beim Kauf nicht zu jedem Teil des Fahrzeugs etwas vereinbart wird, gibt es neben der ver-
einbarten Beschaffenheit noch weitere Bestimmungen, die den Sachmängelbegriff prägen.

Das Gesetz nennt für die Mangelfreiheit zunächst die Eignung für die nach dem Vertrag voraus-
gesetzte Verwendung. Ein Fahrzeug ist primär zum Fahren da, man kann aber bspw. vereinba-
ren, dass ein Altfahrzeug nicht mehr zum Fahren, sondern zum Ausschlachten verkauft wird.
Dann muss das Fahrzeug sich eben nicht mehr zum Fahren eignen. (Damit kann i.Ü. nicht die
Sachmängelhaftung ausgeschlossen werden, wie es Händler in früheren Jahren gerne versucht
haben.)

Weiterhin ist ein Fahrzeug mangelfrei, wenn es sich für die gewöhnliche Verwendung eignet
(Fahren) und eine übliche Beschaffenheit aufweist, die bei Sachen der gleichen Art üblich ist
und die der Käufer nach der Art der Sache erwarten kann. So kann etwa ein Verkäufer sich nicht
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aus der Verantwortung nehmen, indem er auf ein typisches Problem hinweist, das bei ver-
gleichbaren Fahrzeugen anderer Hersteller nicht auftritt.

Zur üblichen Beschaffenheit gehören auch Eigenschaften, die der Käufer nach den öffentlichen
Äußerungen des Verkäufers oder des Herstellers insbesondere in der Werbung erwarten kann.
Das spielt zwar eher beim Neuwagenkauf eine Rolle, aber auch im Gebrauchtwagenkauf kann
das bedeutsam sein, etwa bei Angaben im Rahmen der Bewerbung bzw. Anpreisung des Fahr-
zeugs (z.B. im Internet).

Die Rechte des Käufers wegen eines Mangels sind ausgeschlossen, wenn er bei Vertragsschluss
den Mangel kannte oder kennen musste. Das ist vor allem der Fall bei von außen ersichtlichen
Beeinträchtigungen des Fahrzeuges, klassischerweise z.B. der zerkratzte oder verbeulte Lack.

3. Beweislast

In der Praxis treten Sachmängel am neuen Gebrauchtwagen regelmäßig zeitlich erst nach der
Übergabe des Fahrzeuges auf. Das Getriebe, das bei der Probefahrt noch anstandslos seinen
Dienst verrichtete, ist wenige Wochen später auf einmal kaputt.

Der Verkäufer verweist darauf, dass das Getriebe zum Zeitpunkt der Übergabe ja noch ein-
wandfrei funktioniert habe, der Mangel also erst nach Gefahrübergang aufgetreten sei und der
Käufer daher auf eigene Kosten eine Reparatur vorzunehmen habe.

Zumindest der gewerbliche Verkäufer kann sich aber so nicht aus der Affäre ziehen. Nach aktu-
eller Rechtsprechung reicht beim Verbrauchsgüterkauf alleine das Auftreten eines Sachmangels
in den ersten sechs Monaten nach dem Kauf für die Vermutung aus, dass der konkrete Sach-
mangel bzw. ein ihm zu Grunde liegender „Grundmangel“ bereits vor dem Gefahrübergang be-
standen habe.

Der Verkäufer muss dann wegen der Beweislastumkehr beweisen, dass der Sachmangel nicht
bereits bei Übergabe des Fahrzeuges vorgelegen hat, was ihm regelmäßig nicht gelingen wird.

4. Käuferrechte bei Sachmängeln am Fahrzeug

Der Verkäufer muss zunächst die Möglichkeit erhalten, nach zu erfüllen. Der Käufer kann also
die Reparatur des Fahrzeuges verlangen, wenn sich der Sachmangel hierdurch beheben lässt.
Der Verkäufer hat demnach aber auch das Recht selbst zu reparieren. Wird ihm dies durch den
Käufer genommen, indem dieser z.B. das Fahrzeug auf eigene Faust bei einer Werkstatt repa-
rieren lässt, so braucht der Verkäufer ihm diese Kosten nicht zu erstatten.

Ein Verkäufer kann die Reparatur verweigern, wenn sie entweder mit unverhältnismäßig hohen
Kosten verbunden oder unmöglich ist. Unmöglichkeit liegt insbesondere dann vor, wenn der
jeweilige Mangel durch eine Reparatur nicht behoben werden kann. War der Wagen entgegen
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der Behauptung des Händlers eben nicht unfallfrei, kann ein unfallfreier Zustand des Wagens 
nie mehr hergestellt werden.

Ist die Nacherfüllung unmöglich oder unzumutbar, kann der Käufer entweder vom Vertrag zu-
rücktreten und den Kaufpreis gegen Rückgabe des Fahrzeuges zurückverlangen oder den Kauf-
preis mindern.

Die Höhe der Minderung bestimmt sich nach dem Unterschied zwischen dem gezahlten Kauf-
preis und dem tatsächlichen Wert des Fahrzeuges. In der Praxis lässt sich mittels eines Wertgut-
achtens der tatsächliche Wert des Fahrzeuges zuverlässig ermittelt.

5. Anfechtung wegen Täuschung

Neben dem Sachmängelhaftungsrecht, das von Privatverkäufern ausgeschlossen werden kann, 
besteht für den Käufer auch immer die Möglichkeit einen Vertrag anzufechten. Hier ist insbe-
sondere die Anfechtung wegen arglistiger Täuschung relevant.

Der Verkäufer ist grundsätzlich verpflichtet, wahrheitsgemäß den Zustand des Fahrzeuges dar-
zulegen und Nachfragen des Käufers umfassend und wahrheitsgemäß zu beantworten. Allge-
mein handelt der Verkäufer bereits arglistig, wenn er Fragen und Erklärungen, die erkennbar 
für die Kaufentscheidung des Interessenten maßgeblich sind, falsch oder unvollständig beant-
wortet.

In der Praxis betreffen Anfechtungen wegen Täuschung zumeist Themen wie Unfallvorschäden, 
falsche Kilometerstände und falsche Angaben zur Anzahl der Vorbesitzer.

Die Frist für eine Anfechtung wegen arglistiger Täuschung beträgt ein Jahr, ab dem Moment, in 
dem der Käufer von der Täuschung erfährt. Es kommt hier also nicht auf den Zeitpunkt der 
Übergabe des Fahrzeuges an.

Im Rahmen der Anfechtung reicht es nicht aus, dass ein möglicher Mangel schon bei Gefahr-
übergang bestanden hat. Der Käufer muss zudem den vollen Beweis führen, dass der Verkäufer 
auch tatsächlich Kenntnis von den beanstandeten Tatsachen hatte und diese bewusst ver-
schwiegen hat.

Bei einer erfolgreichen Anfechtung wird der Kaufvertrag behandelt, als ob er nie geschlossen 
wurde, demnach sind Kaufpreis zurückzuerstatten sowie das Fahrzeug zurückzugeben.

Quellenangabe: ADAC e.V.


